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Vorwort

Dieses Buch wendet sich an alle Studenten, die das öffentliche Recht als
Nebenfach belegt haben und entsprechende Prüfungen absolvieren müssen.
Sämtliche prüfungsrelevante Teilgebiete des öffentlichen Rechts � Staats-
recht, Verfassungsprozessrecht, allgemeines Verwaltungsrecht, Verwal-
tungsprozessrecht und Europarecht � werden in diesem Buch behandelt.
Allerdings darf von einem Buch dieses Zuschnitts nicht Vollständigkeit
erwartet werden. Der Schwerpunkt liegt auf denjenigen Fragestellungen
und Fallkonstellationen, die erfahrungsgemäß besonders prüfungsrelevant
sind. Andere Gegenstände werden nur überblicksmäßig behandelt oder
vollständig ausgeblendet. Über die Schwerpunktsetzung lässt sich natur-
gemäß streiten. Sie beruht primär auf meinen Erfahrungen, ist aber auch
Ausdruck meiner persönlichen Vorstellungen und Vorlieben. Auch deshalb
kann dieses Buch keine Vorlesungen oder Übungen ersetzen. Vielmehr
empfiehlt es sich als begleitende Lektüre. Denn in den einschlägigen Lehr-
veranstaltungen wird zumeist gezielt auf die Prüfungen vorbereitet. Des-
halb sollte jeder Student, der dieses Buch nach Maßgabe der stofflichen
Vorgaben des Dozenten durcharbeitet, in der Lage sein, die anstehenden
Prüfungen erfolgreich zu meistern.

Die Übungsfälle und Lösungen dienen zum einen der Wiederholung und
Vertiefung des Lehrstoffes. Zum anderen dokumentieren sie exemplarisch,
welche Fallkonstellationen und Probleme in Klausuren auftreten können
und wie sie aufbaumäßig und argumentativ bewältigt werden können.

Es wird eine gemäßigte neue Rechtschreibung verwendet. Orthographische
Grausamkeiten wie z.B. drei aufeinanderfolgende gleichlautende Konso-
nanten werden vermieden.

Hinweise, Anregungen und vor allem Verbesserungsvorschläge aus dem
Leserkreis sind mir sehr willkommen. Sie erreichen mich unter folgender
Adresse: Prof. Dr. Steffen Detterbeck, Institut für Öffentliches Recht, Phi-
lipps-Universität Marburg, Universitätsstraße 6, 35032 Marburg oder det-
terbeck@staff.uni-marburg.de.

Marburg, im Februar 2014 Steffen Detterbeck
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Folgenbeseitigungsanspruch
Fortsetzungsfeststellungsklage
Fußnote
gemäß
Gewerbearchiv
Gewerbeordnung
Grundgesetz
Gesellschaft mit beschränkter Haftung
Gesetz betreffend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung
Gemeindeordnung
Geschäftsordnung der Bundesregierung
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages
Gerichtsverfassungsgesetz
Hessische Gemeindeordnung
herrschende Meinung
Herausgeber
Halbsatz
Hessisches Gesetz über die Sicherheit und Ord-
nung
Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik
Deutschland, Bd. I ff., 2./3. Aufl. 1995 ff., Hrsg.:
Josef Isensee/Paul Kirchhof
Hessische Verfassung
Juristische Arbeitsblätter
Gesetz zum Schutz der Jugend in der Öffentlich-
keit

Jura
JuS
Kfz
KG
L
LAG
LuftSiG
LVwVfG

Juristische Ausbildung
Juristische Schulung
Kraftfahrzeug
Kommanditgesellschaft
Lernseiten (in der JuS)
Landesarbeitsgericht
Luftsicherheitsgesetz
Landesverwaltungsverfahrensgesetz



AbkürzungsverzeichnisXXXII

m.w.N.
NdsVBl.
NdsVwGG

NJW
NVwZ
NVwZ-RR

NWVBl.
OHG
OVG
PUAG
Rn.
Rspr.
Sart. I

st. Rspr.
StGB
StPO
str.
sub
TierSchG
unstr.
v.a.
VA
Var.
VereinsG

VersG
VG
VGH
vgl.
VVDStRL

VwGO
VwR
VwVfG
WPflG
WRV

mit weiteren Nachweisen
Niedersächsische Verwaltungsblätter
Niedersächsisches Ausführungsgesetz zur Ver-
waltungsgerichtsordnung (Niedersächsisches
Verwaltungsgerichtsgesetz)
Neue Juristische Wochenschrift
Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht - Recht-
sprechungsreport
Nordrhein-Westfälische Verwaltungsblätter
Offene Handelsgesellschaft
Oberverwaltungsgericht
Untersuchungsausschussgesetz
Randnummer
Rechtsprechung
Sartorius Band I, Verfassungs- und Verwal-
tungsgesetze der Bundesrepublik
ständige Rechtsprechung
Strafgesetzbuch
Strafprozessordnung
streitig
unten, unter
Tierschutzgesetz
unstreitig
vor allem
Verwaltungsakt
Variante
Gesetz zur Regelung des öffentlichen Vereins-
rechts (Vereinsgesetz)
Versammlungsgesetz
Verwaltungsgericht
Verwaltungsgerichtshof
vergleiche
Veröffentlichungen der Vereinigung der Deut-
schen Staatsrechtslehrer
Verwaltungsgerichtsordnung
Verwaltungsrecht
Verwaltungsverfahrensgesetz
Wehrpflichtgesetz
Verfassung des Deutschen Reichs von 1919
(Weimarer Reichsverfassung)

ZDF Zweites Deutsches Fernsehen
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ZPO Zivilprozessordnung

Hinsichtlich der übrigen Abkürzungen wird verwiesen auf Hildebert
Kirchner, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 7. Aufl. 2013.



Teil 1:
Verfassungsrecht

Einführung

Gegenstand des ersten Teils des Buches ist das Staats- und damit auch das
Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland.

Es wird herkömmlicherweise unterteilt in das Staatsorganisationsrecht
und die Grundrechte. Gegenstand des Staatsorganisationsrechts sind die
grundgesetzlichen Staatszielbestimmungen (verfassungsgestaltende Grund-
entscheidungen), die obersten Staatsorgane und die Staatsfunktionen. Das
Staatsorganisationsrecht wird im ersten Kapitel behandelt. Die Grundrechte
sind Gegenstand des zweiten Kapitels. Zum Grundrechtsteil werden neben
den Grundrechten des Grundgesetzes auch noch weitere materielle Prinzi-
pien und Wertentscheidungen wie z.B. das Verhältnismäßigkeitsprinzip
gerechnet. Zum Staatsorganisationsrecht gehört auch das Verfassungspro-
zessrecht; es regelt das Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht.
Aus didaktischen Gründen ist dem Verfassungsprozessrecht ein eigenes
drittes Kapitel gewidmet.

Selbstverständlich erheben die nachfolgenden Ausführungen keinen An-
spruch auf Vollständigkeit. Im Vordergrund stehen vielmehr die besonders
prüfungsrelevanten Bereiche und Teilaspekte. Die Schwerpunktsetzung ist
deshalb naturgemäß angreifbar. Der Verwaltungs- und Verfassungsrechts-
experte wird etwa Ausführungen zur sog. Gewährleistungsverwaltung
vermissen und die Defizite zum Wehrrecht (Art. 87a GG) sowie überhaupt
zum Verteidigungsfall (Art. 115a ff. GG), zur Luftverkehrsverwaltung
(Art. 87d GG), zum Eisenbahnwesen (Art. 87e GG) oder zum Postwesen
und zur Telekommunikation (Art. 87f GG) beklagen. Die Beispiele ließen
sich fortsetzen. Nur: Sonderlich prüfungsrelevant sind diese Sachgebiete
eben nicht. Deshalb wäre es fast schon unredlich, diese und weitere Berei-
che des Verfassungs- und Verwaltungsrechts, denen unbestreitbar eine
immense praktische Bedeutung zukommt, in die Darstellung miteinzube-
ziehen.

Das Schwergewicht in verfassungsrechtlichen Prüfungsarbeiten liegt
erfahrungsgemäß auf Fragen zu den obersten Bundesorganen, insbeson-
dere zum Bundestag, Bundesrat, Bundespräsidenten und zur Bundesregie-
rung, zur Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und


